
Delegierten aus Entwicklungsländern, darunter Syriens, 
Malis, Pakistans, Libyens und Lesothos, ausdrücklich 
unterstützt.
Die UNO-Vollversammlung richtete im Ergebnis der 
Erörterungen im Rechtsausschuß an die ILC die Auf­
forderung, während ihrer Tagung im Jahre 1975 die 
Fragen der völkerrechtlichen Verantwortlichkeit mit 
hoher Priorität zu behandeln und zum frühestmöglichen 
Zeitpunkt einen ersten vollständigen Entwurf zu diesem 
Problem vorzulegen.

Zur Rolle des Internationalen Gerichtshofes

Während der XXIX. UNO-Vollversammlung befaßte 
sich der Rechtsausschuß abschließend mit der von ihm 
seit 1970 erörterten Frage der „Überprüfung der Rolle 
des Internationalen Gerichtshofes“. Dieses Problem war 
auf Initiative einiger nichtsozialistischer Staaten auf die 
Tagesordnung gesetzt worden, die damit das Ziel ver­
folgten, die obligatorische Gerichtsbarkeit des Interna­
tionalen Gerichtshofes (IGH) zu erweitern. Im Verlauf 
der Diskussionen in der UNO-Vollversammlung hat sich 
jedoch deutlich gezeigt, daß nicht nur die Staaten der 
sozialistischen Gemeinschaft, sondern auch zahlreiche 
nichtpaktgebundene Staaten Asiens, Afrikas und La­
teinamerikas eine solche Ausdehnung der Kompeten­
zen des IGH ablehnen.
Im Art. 33 der UNO-Charta ist festgelegt, daß die Staa­
ten ihre Streitfälle, deren Fortdauer die Aufrechterhal­
tung des Weltfriedens und der internationalen Sicher­
heit gefährden könnte, durch „friedliche Mittel ihrer 
eigenen Wahl“ beilegen sollen. Damit wird den Staaten 
die Möglichkeit offengehalten, dasjenige Mittel der 
friedlichen Streitbeilegung zu wählen, das unter Be­
rücksichtigung der konkreten Umstände und der Natur 
des jeweiligen Streitfalles am besten zu dessen Beile­
gung geeignet ist. Unter den zahlreichen Mitteln zur 
friedlichen Streitbeilegung gehört die gerichtliche Rege­
lung zu denjenigen, von denen die Staaten relativ sel­
ten Gebrauch machen. Demgegenüber wird in der Staa­
tenpraxis das Mittel der direkten Verhandlungen be­
vorzugt, da in Verhandlungen die souveränen Rechte 
und legitimen Interessen der beteiligten Staaten am be­
sten berücksichtigt werden können.
Der Vertreter der DDR verwies in seiner Stellungnahme 
darauf, daß jeder Versuch, die Gerichtsbarkeit des IGH 
auszudehnen, die Freiheit der Wahl der friedlichen Mit­
tel zur Streitbeilegung, die den Staaten durch die UNO- 
Charta garantiert ist, ungerechtfertigt einschränken 
würde. Der IGH, der eine bedeutsame Rolle bei der pro­
gressiven Entwicklung des Völkerrechts spielen könne, 
solle die Effektivität seiner Arbeit im Rahmen der Mög­
lichkeiten erhöhen, die dazu in der UNO-Charta und 
im Statut des Gerichtshofes vorgesehen sind. Durch Ent­
scheidungen, die in voller Übereinstimmung mit den 
Prinzipien der UNO-Charta stehen, könne der Gerichts­
hof selbst dazu beitragen, das Vertrauen der Staaten 
in seine Arbeit zu stärken, und damit seine Rolle bei 
der friedlichen Beilegung internationaler Streitfälle er- 
höhen/5/.
In der Debatte wurde auch die Frage der vom IGH bei 
seinen Entscheidungen anzuwendenden Rechtsquellen 
erörtert. Mexiko, Kuweit und einige afrikanische Staa­
ten unterbreiteten dazu den Vorschlag, daß „der IGH 
diejenigen Entwicklungen des Völkerrechts in Betracht 
ziehen sollte, die sich in den von der UNO-Vollver­
sammlung angenommenen Deklarationen und Resolu­
tionen widerspiegeln“ ./6/ Dieser Vorschlag fand jedoch 
im Rechtsausschuß keine Zustimmung, da im Art. 38 
des Statuts des IGH bereits festgelegt ist, welche Völ-
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kerrechtsquellen der IGH bei seinen Entscheidungen 
anzuwenden hat. Schließlich wurde in der Präambel 
der Resolution lediglich festgestellt, „daß sich die Ent­
wicklung des Völkerrechts unter anderem auch in Dekla­
rationen und Resolutionen der Vollversammlung wider­
spiegeln kann, die zu diesem Zweck vom IGH in Be­
tracht gezogen werden können“. Von den Delegierten 
der sozialistischen Staaten und zahlreicher anderer Län­
der wurde darüber hinaus klargestellt, daß Deklaratio­
nen und Resolutionen der Vollversammlung zwar gel­
tendes Völkerrecht widerspiegeln können, sie aber selbst 
keine Quellen des Völkerrechts darstellen, vor allem 
dann nicht, wenn sie nicht einstimmig angenommen 
wurden./7/
Im Ergebnis der Debatte zu diesem Tagesordnungs­
punkt verabschiedete die UNO-Vollversammlung am
12. November 1974 mit Konsensus die Resolution 3232 
(XXIX), die einen Kompromiß zwischen den unter­
schiedlichen Positionen der UNO-Mitgliedstaaten zur 
Rolle des IGH darstellt. In der Resolution wird es u. a. 
als wünschenswert bezeichnet, daß die Staaten die Mög­
lichkeit studieren, die verbindliche Gerichtsbarkeit des 
IGH in Übereinstimmung mit Art. 36 seines Statuts zu 
akzeptieren.
Die Vertreter der sozialistischen Staaten sowie von Ent­
wicklungsländern erklärten bei der Annahme der Re­
solution, daß sie zu dieser und anderen Formulierungen 
der Resolution Stimmenthaltung geübt hätten, wenn 
diese formell zur Abstimmung gestellt worden wäre. 
Sie unterstrichen, daß die Resolution in keiner Weise 
die Haltung der Staaten zur verbindlichen Gerichtsbar­
keit des IGH präjudizieren könne. Als positiv wurde 
von den Vertretern dieser Staaten hervorgehoben, daß 
mit der Annahme dieser Resolution die Frage der Über­
prüfung der Rolle des IGH endgültig von der Tagesord­
nung der UNO-Vollversammlung abgesetzt worden 
ist.

Zur Überprüfung der UNO-Charta

Bereits seit einigen Jahren wird von verschiedenen 
nichtsozialistischen Mitgliedstaaten der UNO die For­
derung erhoben, die Charta der Vereinten Nationen zu 
revidieren. Diese Bestrebungen verfolgen u. a. das Ziel, 
das Prinzip der Einstimmigkeit der ständigen Mitglieder 
des Sicherheitsrates zu ändern und bestimmte Kompe­
tenzen des Sicherheitsrates auf die Vollversammlung zu 
übertragen. Die Staaten der sozialistischen Gemein­
schaft, arabische Staaten und andere UNO-Mitglieder 
wenden sich entschieden gegen eine Revision der UNO- 
Charta, die ihre Lebensfähigkeit und Wirksamkeit in 
den drei Jahrzehnten seit ihrer Annahme vielfach unter 
Beweis gestellt hat. Die Prinzipien der UNO-Charta und 
ihre Einhaltung haben die positiven Veränderungen, die 
in den internationalen Beziehungen eingetreten sind, 
wesentlich gefördert.
Im System der UNO-Organe kommt dem Sicherheitsrat, 
dem die Hauptverantwortung für die Aufrechterhaltung 
des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit 
übertragen ist, eine besondere Stellung zu. Dieser Funk­
tion entsprechen die ihm zugewiesenen Kompetenzen, 
seine Struktur und Arbeitsweise einschließlich des Be­
schlußverfahrens.
Die Regierung der DDR hat in ihrer Stellungnahme zur 
Resolution 2968 (XXVIII) „Notwendigkeit der Unter­
suchung von Vorschlägen zur Überprüfung der Charta 
der Vereinten Nationen“ u. a. festgestellt:

„Das Prinzip der Einstimmigkeit der Ständigen Mit­
glieder des Sicherheitsrates, das Ausdruck der beson­
deren Verantwortung der Großmächte für die Ge­
währleistung des Friedens und der internationalen
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